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Die erste Seite

VERSCHLEIERTE ZIELKONFLIKTE

Stehen wir an einem Wendepunkt der schweizerischen Politik? Das ist
keine rhetorische Frage mehr, die wir überzeugend und gelassen verneinen
können. Noch gibt es zwar viele offizielle Manifestationen der ungebrochenen

Zuversicht, und der Staat wickelt seine Routinegeschäfte ohne
alarmierende Stockungen ab. Doch dieser Anschein einer normalen Lage kann
nicht länger darüber hinwegtäuschen, dass sich das politische Klima
zunehmend verschlechtert.

Von einer eigentlichen Staatskrise zu reden, wie professionelle «Malai-
sianer» sie schon vor Jahren beschworen, ist freilich weder zutreffend noch
als beschwörender Appell hilfreich. Denn die eidgenössischen Verstrebungen

sind viel zu solide und die gemeinsamen Interessen bei weitem zu
gross, als dass von einem politischen Notstand schon heute gesprochen
werden könnte. Wenn wir auch als Willensnation offenkundig an Substanz
verloren haben, bleiben wir auf absehbare Zeit im Staatengefüge doch eine

Zwangsgemeinschaft, die auf ihre eigenen und einigenden Kräfte
verwiesen ist.

Aber es muss uns zu schaffen machen, dass wir auf bedeutende
Landesprobleme stossen, die sich als nicht mehr konsensfähig erweisen, und aus
denen tiefe Zerwürfnisse resultieren. Im Falle des umstrittenen Kernkraftwerkes

Kaiseraugst etwa lässt sich die Frage unmöglich verdrängen, ob
statt der gepriesenen Renaissance des Föderalismus in Wahrheit ein neuer
Partikularismus Platz greife, der den Bundesstaat zwar nicht austilge, aber
lähme. Allein damit schon wäre eine Wende signalisiert, die nicht einmal
den enragiertesten Befürwortern von «weniger Staat» willkommen sein

könnte, weil am Ende auch die nationale Sicherheit mitbetroffen wäre.
Nun mischt sich aber die Energiefrage erst noch mit dem weiter

ausgreifenden Problem des wirtschaftlichen Wachstums. Je weniger wir dazu
bereit sind, uns mit den Bedingungen und Zielen unserer staatlichen
Existenz auseinanderzusetzen, desto isolierter und widersprüchlicher werden

die politischen Ansprüche. Wie etwa lässt sich die Drosselung des
Wachtums auch nur mit den bereits bestehenden Anforderungen an den
Sozialstaat versöhnen, wie das Postulat rigoroser Regionaldemokratie mit
den gar nicht delegierbaren anderen Pflichten des Bundes? Das diffuse
politische Unbehagen ist wesentlich das Ergebnis verschleierter
Zielkonflikte.

Oskar Reck
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